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AG 9 Psychisch kranke Eltern mit 

minderjährigen Kindern 
 

 

 

 

A. Ablauf 

 

I. Themenumriss 

II. Kurze Vorstellung der Teilnehmerinnen mit Angabe des 

Bezugs zum Thema 

III. Fallgruppen 

IV. Ergebnisse/ Thesen 

 

B. Eingangsfragen 

1. Wie sind die Aufgaben der gesetzlichen Vertretung für Eltern und 

der gesetzlichen Vertretung für Kinder rechtlich abzugrenzen? 

2. Welche praktischen Probleme ergeben sich auch bei richtig 

vorgenommener Abgrenzung?  

3. Welche Verpflichtungen treffen den gesetzlichen Betreuer/ die 

gesetzliche Betreuerin? 

4. Wie ist mit Interessenkollisionen umzugehen? 
 

 

 

 

 

C. Ausgewählte Fragestellungen in der gesetzlichen Betreuung für 

psychisch kranke oder behinderte Eltern 
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I. Vertretung der Betroffenen in familienrechtlichen sowie kinder- und 

jugendhilferechtlichen Angelegenheiten. 

 

1. Grundsatz 

 

Wichtig zu unterscheiden ist, ob es sich um Rechte der Eltern oder Rechte der der Kinder 

handelt. Betreuer/Betreuerinnen der Eltern können und ggf. müssen Anträge für die 

Eltern stellen, soweit diese Anspruchsberechtigt sind und dazu sind Aufgabenkreise  

 - Vertretung gegenüber Behörden und Sozialleistungsträgern  oder 

 - Vertretung in kinder- und jugendhilferechtlichen Angelegenheiten oder 

-   Vertretung gegenüber dem Jugendamt oder 

- Vertretung in familienrechtlichen sowie kinder- und jugendhilferechtlichen 

Angelegenheiten notwendig. 
Grundsätzlich habe ich auch kein Problem mit der Vermögenssorge als 

„Antragsgrundlage“, ist aber im Zweifel problematisch, da es nur sekundär um finanzielle 

Hilfen geht. 

Klar ist, dass dies faktisch oft sehr schwierig ist, da die Familien wirtschaftlich eine Einheit 

bilden. 

 

2. besonderes Regelungsbedürfnis 

 

 Die „Behördenangelegenheiten“ reichen dann nicht aus, wenn die Mitwirkung der 

Betroffenen im familiengerichtlichen oder behördlichen Verfahren gewährleistet sein 
soll. 

 

3. Betreut nicht gleich erziehungsunfähig 

 

Eine psychische Erkrankung als Anlasserkrankung für eine gesetzliche Betreuung mag ein 

Indiz sein für die Unfähigkeit, die Angelegenheiten der Kinder zu regeln. wie auch im 

Betreuungsrecht selbst, ist aber eine differenzierte Betrachtung erforderlich. Und ein 

rechtlicher Eingriff in das Sorgerecht ist auch erst dann zulässig, wenn die Eltern bzw. 

der/die Sorgeberechtigte/n keine Hilfen annimmt. 

 

II. ( keine) Verpflichtung zur „Meldung“ durch den Betreuer, Keine unmittelbare Haftung 

§ 22a FamFG betrifft nur das Gericht 

§ 1901 V BGB betrifft nur das Betreuungsrecht 

§ 138  StGB betrifft nur schwerste Straftat 

Eine generelle Verpflichtung einer Meldung der Betreuung an das FamG kann nicht 

angenommen werden 

 

Eine Garantenstellung des Betreuers für Angelegenheiten des Kindes kann ebenfalls nicht 

angenommen werden. Es gibt eine „Beaufsichtigungspflicht“ in § 832 BGB, die jedoch 

nicht schon bei bloßem Bestehen der Betreuung eingreift. Es gibt schlicht keine rechtliche 

Verbindung zwischen gesetzlicher Betreuung und Kindern der Betreuten 

 

III. System der Jugendhilfe in SGB VIII 

 

§ 1 Recht auf Erziehung, Elternverantwortung, Jugendhilfe 
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(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Förderung seiner Entwicklung und auf Erziehung zu einer 
eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit. 
(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende 
Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft. 

(3) Jugendhilfe soll zur Verwirklichung des Rechts nach Absatz 1 insbesondere  
1. 

junge Menschen in ihrer individuellen und sozialen Entwicklung fördern und dazu beitragen, 
Benachteiligungen zu vermeiden oder abzubauen, 

2. 
Eltern und andere Erziehungsberechtigte bei der Erziehung beraten und unterstützen, 

3. 
Kinder und Jugendliche vor Gefahren für ihr Wohl schützen, 

4. 
dazu beitragen, positive Lebensbedingungen für junge Menschen und ihre Familien sowie eine kinder- 
und familienfreundliche Umwelt zu erhalten oder zu schaffen 

 

§ 27 Hilfe zur Erziehung 

(1) Ein Personensorgeberechtigter hat bei der Erziehung eines Kindes oder eines Jugendlichen Anspruch auf 
Hilfe (Hilfe zur Erziehung), wenn eine dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen entsprechende Erziehung 
nicht gewährleistet ist und die Hilfe für seine Entwicklung geeignet und notwendig ist. 
(2) Hilfe zur Erziehung wird insbesondere nach Maßgabe der §§ 28 bis 35 gewährt. Art und Umfang der Hilfe 
richten sich nach dem erzieherischen Bedarf im Einzelfall; dabei soll das engere soziale Umfeld des Kindes oder 
des Jugendlichen einbezogen werden. Die Hilfe ist in der Regel im Inland zu erbringen; sie darf nur dann im 
Ausland erbracht werden, wenn dies nach Maßgabe der Hilfeplanung zur Erreichung des Hilfezieles im 
Einzelfall erforderlich ist. 
(2a) Ist eine Erziehung des Kindes oder Jugendlichen außerhalb des Elternhauses erforderlich, so entfällt der 
Anspruch auf Hilfe zur Erziehung nicht dadurch, dass eine andere unterhaltspflichtige Person bereit ist, diese 
Aufgabe zu übernehmen; die Gewährung von Hilfe zur Erziehung setzt in diesem Fall voraus, dass diese Person 
bereit und geeignet ist, den Hilfebedarf in Zusammenarbeit mit dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe nach 
Maßgabe der §§ 36 und 37 zu decken. 
(3) Hilfe zur Erziehung umfasst insbesondere die Gewährung pädagogischer und damit verbundener 
therapeutischer Leistungen. Sie soll bei Bedarf Ausbildungs- und Beschäftigungsmaßnahmen im Sinne des § 13 
Abs. 2 einschließen. 
(4) Wird ein Kind oder eine Jugendliche während ihres Aufenthaltes in einer Einrichtung oder einer 
Pflegefamilie selbst Mutter eines Kindes, so umfasst die Hilfe zur Erziehung auch die Unterstützung bei der 
Pflege und Erziehung dieses Kindes. 

 

Aus den Beispielen ist ersichtlich, dass Betreute als Personensorgeberechtigte einen Anspruch 

auf Hilfe haben. Also ist Betreuerhandeln möglich. 

Ggf. kann es sinnvoll sein, Anträge gemeinsam mit dem/der Betroffenen zu unterschreiben  

 

§ 36 Mitwirkung, Hilfeplan 

(1) Der Personensorgeberechtigte und das Kind oder der Jugendliche sind vor der Entscheidung über die 
Inanspruchnahme einer Hilfe und vor einer notwendigen Änderung von Art und Umfang der Hilfe zu beraten 
und auf die möglichen Folgen für die Entwicklung des Kindes oder des Jugendlichen hinzuweisen. Vor und 
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während einer langfristig zu leistenden Hilfe außerhalb der eigenen Familie ist zu prüfen, ob die Annahme als 
Kind in Betracht kommt. Ist Hilfe außerhalb der eigenen Familie erforderlich, so sind die in Satz 1 genannten 
Personen bei der Auswahl der Einrichtung oder der Pflegestelle zu beteiligen. Der Wahl und den Wünschen ist 
zu entsprechen, sofern sie nicht mit unverhältnismäßigen Mehrkosten verbunden sind. Wünschen die in Satz 1 
genannten Personen die Erbringung einer in § 78a genannten Leistung in einer Einrichtung, mit deren Träger 
keine Vereinbarungen nach § 78b bestehen, so soll der Wahl nur entsprochen werden, wenn die Erbringung der 
Leistung in dieser Einrichtung nach Maßgabe des Hilfeplans nach Absatz 2 geboten ist. 
(2) Die Entscheidung über die im Einzelfall angezeigte Hilfeart soll, wenn Hilfe voraussichtlich für längere Zeit 
zu leisten ist, im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte getroffen werden. Als Grundlage für die Ausgestaltung 
der Hilfe sollen sie zusammen mit dem Personensorgeberechtigten und dem Kind oder dem Jugendlichen einen 
Hilfeplan aufstellen, der Feststellungen über den Bedarf, die zu gewährende Art der Hilfe sowie die notwendigen 
Leistungen enthält; sie sollen regelmäßig prüfen, ob die gewählte Hilfeart weiterhin geeignet und notwendig ist. 
Werden bei der Durchführung der Hilfe andere Personen, Dienste oder Einrichtungen tätig, so sind sie oder 
deren Mitarbeiter an der Aufstellung des Hilfeplans und seiner Überprüfung zu beteiligen. Erscheinen 
Maßnahmen der beruflichen Eingliederung erforderlich, so sollen auch die für die Eingliederung zuständigen 
Stellen beteiligt werden. 
(3) Erscheinen Hilfen nach § 35a erforderlich, so soll bei der Aufstellung und Änderung des Hilfeplans sowie bei 
der Durchführung der Hilfe die Person, die eine Stellungnahme nach § 35a Abs. 1a abgegeben hat, beteiligt 
werden. 
(4) Vor einer Entscheidung über die Gewährung einer Hilfe, die ganz oder teilweise im Ausland erbracht wird, 
soll zur Feststellung einer seelischen Störung mit Krankheitswert die Stellungnahme einer in § 35a Abs. 1a Satz 
1 genannten Person eingeholt werden. 
 

§ 8a Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung 

(1) Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines Kindes oder 
Jugendlichen bekannt, so hat es das Gefährdungsrisiko im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte abzuschätzen. 
Dabei sind die Personensorgeberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche einzubeziehen, soweit 
hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird. Hält das 
Jugendamt zur Abwendung der Gefährdung die Gewährung von Hilfen  für geeignet und notwendig, so hat es 
diese den Personensorgeberechtigten oder den Erziehungsberechtigten anzubieten. 
(2) In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten, die Leistungen nach diesem Buch 
erbringen, ist sicherzustellen, dass deren Fachkräfte den Schutzauftrag nach Absatz 1 in entsprechender Weise 
wahrnehmen und bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos eine insoweit erfahrene Fachkraft hinzuziehen. 
Insbesondere ist die Verpflichtung aufzunehmen, dass die Fachkräfte bei den Personensorgeberechtigten oder 
den Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, wenn sie diese für erforderlich 
halten, und das Jugendamt informieren, falls die angenommenen Hilfen nicht ausreichend erscheinen, um die 
Gefährdung abzuwenden. 
(3) Hält das Jugendamt das Tätigwerden des Familiengerichts für erforderlich, so hat es das Gericht anzurufen; 
dies gilt auch, wenn die Personensorgeberechtigten oder die Erziehungsberechtigten nicht bereit oder in der Lage 
sind, bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos mitzuwirken. Besteht eine dringende Gefahr und kann die 
Entscheidung des Gerichts nicht abgewartet werden, so ist das Jugendamt verpflichtet, das Kind oder den 
Jugendlichen in Obhut zu nehmen. 
(4) Soweit zur Abwendung der Gefährdung das Tätigwerden anderer Leistungsträger, der Einrichtungen der 
Gesundheitshilfe oder der Polizei notwendig ist, hat das Jugendamt auf die Inanspruchnahme durch die 
Personensorgeberechtigten oder die Erziehungsberechtigten hinzuwirken. Ist ein sofortiges Tätigwerden 
erforderlich und wirken die Personensorgeberechtigten oder die Erziehungsberechtigten nicht mit, so schaltet das 
Jugendamt die anderen zur Abwendung der Gefährdung zuständigen Stellen selbst ein. 
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IV. Besondere Konstellationen 

 

1. 

 

 

35a Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche 

(1) Kinder oder Jugendliche haben Anspruch auf Eingliederungshilfe, wenn  
1. 

ihre seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von dem für ihr 
Lebensalter typischen Zustand abweicht, und 

2. 
daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist oder eine solche Beeinträchtigung 
zu erwarten ist. 

Von einer seelischen Behinderung bedroht im Sinne dieses Buches sind Kinder oder Jugendliche, bei denen eine 
Beeinträchtigung ihrer Teilhabe am Leben in der Gesellschaft nach fachlicher Erkenntnis mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. § 27 Abs. 4 gilt entsprechend. 

(1a) Hinsichtlich der Abweichung der seelischen Gesundheit nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 hat der Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe die Stellungnahme  
1. 

eines Arztes für Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie, 

2. 
eines Kinder- und Jugendpsychotherapeuten oder 

3. 
eines Arztes oder eines psychologischen Psychotherapeuten, der über besondere Erfahrungen auf dem 
Gebiet seelischer Störungen bei Kindern und Jugendlichen verfügt, 

einzuholen. Die Stellungnahme ist auf der Grundlage der Internationalen Klassifikation der Krankheiten in der 
vom Deutschen Institut für medizinische Dokumentation und Information herausgegebenen deutschen Fassung 
zu erstellen. Dabei ist auch darzulegen, ob die Abweichung Krankheitswert hat oder auf einer Krankheit beruht. 
Die Hilfe soll nicht von der Person oder dem Dienst oder der Einrichtung, der die Person angehört, die die 
Stellungnahme abgibt, erbracht werden. 

(2) Die Hilfe wird nach dem Bedarf im Einzelfall  
1. 

in ambulanter Form, 

2. 
in Tageseinrichtungen für Kinder oder in anderen teilstationären Einrichtungen, 

3. 
durch geeignete Pflegepersonen und 

4. 
in Einrichtungen über Tag und Nacht sowie sonstigen Wohnformen geleistet. 

(3) Aufgabe und Ziel der Hilfe, die Bestimmung des Personenkreises sowie die Art der Leistungen richten sich 
nach § 53 Abs. 3 und 4 Satz 1, den §§ 54, 56 und 57 des Zwölften Buches, soweit diese Bestimmungen auch auf 
seelisch behinderte oder von einer solchen Behinderung bedrohte Personen Anwendung finden. 
(4) Ist gleichzeitig Hilfe zur Erziehung zu leisten, so sollen Einrichtungen, Dienste und Personen in Anspruch 
genommen werden, die geeignet sind, sowohl die Aufgaben der Eingliederungshilfe zu erfüllen als auch den 
erzieherischen Bedarf zu decken. Sind heilpädagogische Maßnahmen für Kinder, die noch nicht im 
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schulpflichtigen Alter sind, in Tageseinrichtungen für Kinder zu gewähren und lässt der Hilfebedarf es zu, so 
sollen Einrichtungen in Anspruch genommen werden, in denen behinderte und nicht behinderte Kinder 
gemeinsam betreut werden. 
 
2. 

 

§ 41 Hilfe für junge Volljährige, Nachbetreuung 

(1) Einem jungen Volljährigen soll Hilfe für die Persönlichkeitsentwicklung und zu einer eigenverantwortlichen 
Lebensführung gewährt werden, wenn und solange die Hilfe aufgrund der individuellen Situation des jungen 
Menschen notwendig ist. Die Hilfe wird in der Regel nur bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres gewährt; in 
begründeten Einzelfällen soll sie für einen begrenzten Zeitraum darüber hinaus fortgesetzt werden. 
(2) Für die Ausgestaltung der Hilfe gelten § 27 Abs. 3 und 4 sowie die §§ 28 bis 30, 33 bis 36, 39 und 40 
entsprechend mit der Maßgabe, dass an die Stelle des Personensorgeberechtigten oder des Kindes oder des 
Jugendlichen der junge Volljährige tritt. 
(3) Der junge Volljährige soll auch nach Beendigung der Hilfe bei der Verselbständigung im notwendigen 
Umfang beraten und unterstützt werden. 

 

 

 

 

V. Finanzielle Regelungen für die Kinder bei Vermögenssorge mit Einwilligungsvorbehalt 

 

Hier sind wieder die Rechtssphäre von Eltern und Kindern auseinander zu halten.  

 

Unterhaltsverpflichtungen von Betreuten gegenüber Kindern sind unabhängig von einem 

Einwilligungsvorbehalt zu bedienen; allerdings wird sich in aller Regel die Frage der 

Leistungsfähigkeit stellen. 

Über Unterhaltsverpflichtungen Dritter zugunsten der Betreuten sind Vereinbarungen 

möglich – soweit diese nicht zu Lasten Dritter, z.B. Leistungsträgern wie der “ARGE“ 

gehen. 

 

Vermögensrechtliche Ansprüche der Kinder (Sozialleistungen, Unterhalt, erbrechtliche 

Ansprüche) können nur vom gesetzlichen Vertreter des Kindes geltend gemacht werden. 

Ggf. müsste bei Betroffenen mit Einwilligungsvorbehalt ein Ergänzungspfleger bestellt 

werden (ausschließlich für Vermögensangelegenheiten), wenn die Eltern ansonsten das 

Sorgerecht haben und auch haben können, weil sie nicht erziehungsunfähig sind. 

 

 

VI. Gewaltschutz nach GewaltSchG 

 

Maßgebend ist auch hier, inwieweit der Schutz des/der Betroffenen zu gewährleisten ist, der Schutz 

der Kinder richtet sich nach dem Kindschaftsrecht 

§ 1 Gerichtliche Maßnahmen zum Schutz vor Gewalt und Nachstellungen 
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(1) Hat eine Person vorsätzlich den Körper, die Gesundheit oder die Freiheit einer anderen Person widerrechtlich 
verletzt, hat das Gericht auf Antrag der verletzten Person die zur Abwendung weiterer Verletzungen 
erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Die Anordnungen sollen befristet werden; die Frist kann verlängert 
werden. Das Gericht kann insbesondere anordnen, dass der Täter es unterlässt,  
1. 

die Wohnung der verletzten Person zu betreten, 

2. 
sich in einem bestimmten Umkreis der Wohnung der verletzten Person aufzuhalten, 

3. 
zu bestimmende andere Orte aufzusuchen, an denen sich die verletzte Person regelmäßig aufhält, 

4. 
Verbindung zur verletzten Person, auch unter Verwendung von Fernkommunikationsmitteln, 
aufzunehmen, 

5. 
Zusammentreffen mit der verletzten Person herbeizuführen, 

soweit dies nicht zur Wahrnehmung berechtigter Interessen erforderlich ist. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn  
1. 

eine Person einer anderen mit einer Verletzung des Lebens, des Körpers, der Gesundheit oder der 
Freiheit widerrechtlich gedroht hat oder 

2. 

eine Person widerrechtlich und vorsätzlich  
a) 
in die Wohnung einer anderen Person oder deren befriedetes Besitztum eindringt oder 

b) 
eine andere Person dadurch unzumutbar belästigt, dass sie ihr gegen den ausdrücklich erklärten Willen 
wiederholt nachstellt oder sie unter Verwendung von Fernkommunikationsmitteln verfolgt. 

Im Falle des Satzes 1 Nr. 2 Buchstabe b liegt eine unzumutbare Belästigung nicht vor, wenn die Handlung der 
Wahrnehmung berechtigter Interessen dient. 
(3) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 oder des Absatzes 2 kann das Gericht die Maßnahmen nach Absatz 1 
auch dann anordnen, wenn eine Person die Tat in einem die freie Willensbestimmung ausschließenden Zustand 
krankhafter Störung der Geistestätigkeit begangen hat, in den sie sich durch geistige Getränke oder ähnliche 
Mittel vorübergehend versetzt hat. 
 

§ 2 Überlassung einer gemeinsam genutzten Wohnung 

(1) Hat die verletzte Person zum Zeitpunkt einer Tat nach § 1 Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Abs. 3, mit 

dem Täter einen auf Dauer angelegten gemeinsamen Haushalt geführt, so kann sie von diesem verlangen, ihr 

die gemeinsam genutzte Wohnung zur alleinigen Benutzung zu überlassen. 

(2) Die Dauer der Überlassung der Wohnung ist zu befristen, wenn der verletzten Person mit dem Täter das 

Eigentum, das Erbbaurecht oder der Nießbrauch an dem Grundstück, auf dem sich die Wohnung befindet, 

zusteht oder die verletzte Person mit dem Täter die Wohnung gemietet hat. Steht dem Täter allein oder 

gemeinsam mit einem Dritten das Eigentum, das Erbbaurecht oder der Nießbrauch an dem Grundstück zu, auf 

dem sich die Wohnung befindet, oder hat er die Wohnung allein oder gemeinsam mit einem Dritten gemietet, 

so hat das Gericht die Wohnungsüberlassung an die verletzte Person auf die Dauer von höchstens sechs 

Monaten zu befristen. Konnte die verletzte Person innerhalb der vom Gericht nach Satz 2 bestimmten Frist 
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anderen angemessenen Wohnraum zu zumutbaren Bedingungen nicht beschaffen, so kann das Gericht die Frist 

um höchstens weitere sechs Monate verlängern, es sei denn, überwiegende Belange des Täters oder des 

Dritten stehen entgegen. Die Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend für das Wohnungseigentum, das 

Dauerwohnrecht und das dingliche Wohnrecht. 

(3) Der Anspruch nach Absatz 1 ist ausgeschlossen,  

1. 

wenn weitere Verletzungen nicht zu besorgen sind, es sei denn, dass der verletzten Person das 

weitere Zusammenleben mit dem Täter wegen der Schwere der Tat nicht zuzumuten ist oder 

2. 

wenn die verletzte Person nicht innerhalb von drei Monaten nach der Tat die Überlassung der 

Wohnung schriftlich vom Täter verlangt oder 

3. 

soweit der Überlassung der Wohnung an die verletzte Person besonders schwerwiegende Belange des 

Täters entgegenstehen. 

(4) Ist der verletzten Person die Wohnung zur Benutzung überlassen worden, so hat der Täter alles zu 

unterlassen, was geeignet ist, die Ausübung dieses Nutzungsrechts zu erschweren oder zu vereiteln. 

(5) Der Täter kann von der verletzten Person eine Vergütung für die Nutzung verlangen, soweit dies der 

Billigkeit entspricht. 

(6) Hat die bedrohte Person zum Zeitpunkt einer Drohung nach § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, auch in Verbindung mit 

Abs. 3, einen auf Dauer angelegten gemeinsamen Haushalt mit dem Täter geführt, kann sie die Überlassung der 

gemeinsam genutzten Wohnung verlangen, wenn dies erforderlich ist, um eine unbillige Härte zu vermeiden. 

Eine unbillige Härte kann auch dann gegeben sein, wenn das Wohl von im Haushalt lebenden Kindern 

beeinträchtigt ist. Im Übrigen gelten die Absätze 2 bis 5 entsprechend. 

 

§ 3 Geltungsbereich, Konkurrenzen 

(1) Steht die verletzte oder bedrohte Person im Zeitpunkt einer Tat nach § 1 Abs. 1 oder Abs. 2 Satz 1 unter 
elterlicher Sorge, Vormundschaft oder unter Pflegschaft, so treten im Verhältnis zu den Eltern und zu 
sorgeberechtigten Personen an die Stelle von §§ 1 und 2 die für das Sorgerechts-, Vormundschafts- oder 
Pflegschaftsverhältnis maßgebenden Vorschriften. 
 
 
 

VII. Statusverfahren 

 

Die Vaterschaftsanerkennung ist keine „höchstpersönliche Angelegenheit“ im Sinne des 

Betreuungsrechts. Vielmehr ist auch hier eine Mitwirkung der Person, die die gesetzliche 

Betreuung führt, denkbar und ggf. gefordert. 

§ 1596 BGB Anerkennung und Zustimmung bei fehlender oder beschränkter Geschäftsfähigkeit 

(1) Wer in der Geschäftsfähigkeit beschränkt ist, kann nur selbst anerkennen. Die Zustimmung des gesetzlichen 
Vertreters ist erforderlich. Für einen Geschäftsunfähigen kann der gesetzliche Vertreter mit Genehmigung des 
Familiengerichts anerkennen; ist der gesetzliche Vertreter ein Betreuer, ist die Genehmigung des 
Betreuungsgerichts erforderlich. Für die Zustimmung der Mutter gelten die Sätze 1 bis 3 entsprechend. 
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(2) Für ein Kind, das geschäftsunfähig oder noch nicht 14 Jahre alt ist, kann nur der gesetzliche Vertreter der 
Anerkennung zustimmen. Im Übrigen kann ein Kind, das in der Geschäftsfähigkeit beschränkt ist, nur selbst 
zustimmen; es bedarf hierzu der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters. 
(3) Ein geschäftsfähiger Betreuter kann nur selbst anerkennen oder zustimmen; § 1903 bleibt unberührt. 
(4) Anerkennung und Zustimmung können nicht durch einen Bevollmächtigten erklärt werden. 
 
 

VIII. Umgangs- und Sorgeverfahren 

 

Wichtig: Die Eltern haben grundsätzlich auch dann ein Umgangsrecht (und eine 

Umgangsverpflichtung), wenn sie unter Betreuung stehen, aber auch dann, wenn sie kein oder nur 

ein eingeschränktes Sorgerecht haben. 

In problematischen Fällen kann ein begleiteter Umgang angeordnet worden 

 

§ 1684 BGB Umgang des Kindes mit den Eltern 

(1) Das Kind hat das Recht auf Umgang mit jedem Elternteil; jeder Elternteil ist zum Umgang mit dem Kind 
verpflichtet und berechtigt. 
(2) Die Eltern haben alles zu unterlassen, was das Verhältnis des Kindes zum jeweils anderen Elternteil 
beeinträchtigt oder die Erziehung erschwert. Entsprechendes gilt, wenn sich das Kind in der Obhut einer anderen 
Person befindet. 
(3) Das Familiengericht kann über den Umfang des Umgangsrechts entscheiden und seine Ausübung, auch 
gegenüber Dritten, näher regeln. Es kann die Beteiligten durch Anordnungen zur Erfüllung der in Absatz 2 
geregelten Pflicht anhalten. Wird die Pflicht nach Absatz 2 dauerhaft oder wiederholt erheblich verletzt, kann 
das Familiengericht auch eine Pflegschaft für die Durchführung des Umgangs anordnen (Umgangspflegschaft). 
Die Umgangspflegschaft umfasst das Recht, die Herausgabe des Kindes zur Durchführung des Umgangs zu 
verlangen und für die Dauer des Umgangs dessen Aufenthalt zu bestimmen. Die Anordnung ist zu befristen. Für 
den Ersatz von Aufwendungen und die Vergütung des Umgangspflegers gilt § 277 des Gesetzes über das 
Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend. 

(4) Das Familiengericht kann das Umgangsrecht oder den Vollzug früherer Entscheidungen über das 
Umgangsrecht einschränken oder ausschließen, soweit dies zum Wohl des Kindes erforderlich ist. 
Eine Entscheidung, die das Umgangsrecht oder seinen Vollzug für längere Zeit oder auf Dauer 
einschränkt oder ausschließt, kann nur ergehen, wenn andernfalls das Wohl des Kindes gefährdet wäre. 
Das Familiengericht kann insbesondere anordnen, dass der Umgang nur stattfinden darf, wenn ein 
mitwirkungsbereiter Dritter anwesend ist. Dritter kann auch ein Träger der Jugendhilfe oder ein Verein sein; 
dieser bestimmt dann jeweils, welche Einzelperson die Aufgabe wahrnimmt. 

 

Auch weitere Bezugspersonen können ein Umgangsrecht haben. 

1685 BGB Umgang des Kindes mit anderen Bezugspersonen 

(1) Großeltern und Geschwister haben ein Recht auf Umgang mit dem Kind, wenn dieser dem Wohl des Kindes 
dient. 
(2) Gleiches gilt für enge Bezugspersonen des Kindes, wenn diese für das Kind tatsächliche Verantwortung 
tragen oder getragen haben (sozial-familiäre Beziehung). Eine Übernahme tatsächlicher Verantwortung ist in der 
Regel anzunehmen, wenn die Person mit dem Kind längere Zeit in häuslicher Gemeinschaft zusammengelebt 
hat. 
(3) § 1684 Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend. Eine Umgangspflegschaft nach § 1684 Abs. 3 Satz 3 bis 5 kann das 
Familiengericht nur anordnen, wenn die Voraussetzungen des § 1666 Abs. 1 erfüllt sind. 
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Streitige Umgangsstreitigkeiten werden im beschleunigen Verfahren nach § 155 FamFG verhandelt, 

ebenso Streitigkeiten um den Aufenthalt des Kindes und Verfahren bei Kindeswohlgefährdung nach § 

1666 BGB. 

  

 

§ 155 Vorrang- und Beschleunigungsgebot 

(1) Kindschaftssachen, die den Aufenthalt des Kindes, das Umgangsrecht oder die Herausgabe des Kindes 
betreffen, sowie Verfahren wegen Gefährdung des Kindeswohls sind vorrangig und beschleunigt durchzuführen. 
(2) Das Gericht erörtert in Verfahren nach Absatz 1 die Sache mit den Beteiligten in einem Termin. Der Termin 
soll spätestens einen Monat nach Beginn des Verfahrens stattfinden. Das Gericht hört in diesem Termin das 
Jugendamt an. Eine Verlegung des Termins ist nur aus zwingenden Gründen zulässig. Der Verlegungsgrund ist 
mit dem Verlegungsgesuch glaubhaft zu machen. 
(3) Das Gericht soll das persönliche Erscheinen der verfahrensfähigen Beteiligten zu dem Termin anordnen. 
 
IX. Die verfassungsrechtliche Dimension 
 

Artikel 6 Grundgesetz 

(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen Ordnung. 

(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende 
Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft. 

(3) Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten dürfen Kinder nur auf Grund eines Gesetzes von der Familie 
getrennt werden, wenn die Erziehungsberechtigten versagen oder wenn die Kinder aus anderen Gründen zu 
verwahrlosen drohen. 

(4) Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft. 

(5) Den unehelichen Kindern sind durch die Gesetzgebung die gleichen Bedingungen für ihre leibliche und 
seelische Entwicklung und ihre Stellung in der Gesellschaft zu schaffen wie den ehelichen Kindern. 

 

Gesicherte Rechtsprechung ist, dass es nicht darauf ankommen kann, „perfekte“ Eltern zu haben, 

sondern dass die Eltern im Rahmen ihrer Möglichkeiten in der Lage sein müssen, Kinder zu pflegen 

und zu erziehen, ggf. mit Hilfe des Staates. 

 
 

IX.  Der Einfluss der UN-Behinderten-Konvention 
 
Artikel 8:  
Die Vertragsstaaten verpflichten sich,… zu fördern.. die Aufgeschlossenheit gegenüber den 
Rechten von Menschen mit Behinderungen… 
Artikel 9  
regelt die Zugänglichkeit von Informationen, Einrichtungen und Diensten 
Artikel 12  
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..(3) Die Vertragsstaaten treffen  geeignete Maßnahmen, um Menschen mit Behinderungen Zugang  
zu der Unterstützung zu verschaffen, die sie bei der Ausübung ihrer Rechts- und 
Handlungsfähigkeit gegebenenfalls benötigen.    
Artikel 23  
(1) Die Vertragsstaaten treffen wirksame und geeignete Maßnahmen .. um zu gewährleisen dass… 
.. b) das Recht von Menschen mit Behinderungen auf freie und verantwortungsbewusste 
Entscheidung über die Anzahl ihrer Kinder und die Geburtenabstände sowie auf Zugang zu 
altersgemäßer Information über Fortpflanzung und Familienplanung anerkannt wird und ihnen die 
notwendigen Mittel zur Ausübung dieser Rechte zur Verfügung gestellt werden… 
(2) … Die Vertragsstaaten unterstützen Menschen mit Behinderungen in angemessener Weise bei 
der Wahrnehmung ihrer elterlichen Verantwortung. 
…. 
(4) die Vertragsstaaten gewährleisten dass ein Kind nicht gegen dien Willen seiner Eltern von 
diesen getrennt wird, es sei denn, dass die zuständigen Behörden in einer gerichtlich nachprüfbaren 
Entscheidung nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften und Verfahren bestimmen, dass diese 
Trennung zum Wohl des Kindes notwendig ist. In keinem Fall darf das Kind aufgrund einer 
Behinderung entweder des Kindes oder eines oder beider Elternteile von den Eltern getrennt 
werden. 
  
 

X. Die Bedeutung der UN-Kinderrechtekonvention 
Artikel 5 ( Respektierung des Elternrechts) 
Artikel  9 ( keine Trennung von den Eltern- w.o.-, Recht auf persönlichen Umgang) 
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